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Einwanderung und Vielfalt gehören in unserem Land zu 
den Themen, die besonders emotional und kontrovers dis-
kutiert werden. Umfragen zeigen, dass die Menschen in 
Deutschland hin- und hergerissen sind: Einerseits werden 
die Vorteile von Einwanderung gesehen, andererseits gibt 
es Befürchtungen, dass die Sozialsysteme belastet werden 
und der gesellschaftliche Zusammenhalt bedroht ist. 

Niemand allerdings stellt mehr infrage, dass sich die 
Gesellschaft hierzulande in den letzten Jahrzehnten 
enorm verändert hat. Wäre jemand mit einer Zeitma-
schine aus den 1950er-Jahren in das Jahr 2014 katapul-
tiert worden, hätte er sich wohl die Augen gerieben: In 
Bus oder U-Bahn, im Wartezimmer oder in der Fußgän-
gerzone finden sich Menschen unterschiedlichster kultu-
reller Wurzeln – Vielfalt in jeder Hinsicht. In vielen gro-
ßen Städten von München bis Hamburg kommt bereits 
etwa ein Drittel der Einwohnerinnen und Einwohner aus 
einer Einwandererfamilie.

Ein weiterer auffallender Unterschied ist der Mangel 
an Kindern auf den Straßen. Denn die Geburtenrate, die 
noch bis Mitte der 1960er-Jahre stieg, ist seitdem drama-
tisch zurückgegangen. Deutschland ist in den letzten Jahr-
zehnten nicht nur bunter, sondern auch älter geworden. 
Prognosen zeigen, dass die Bevölkerung bis 2050 ohne 
Zuwanderung von derzeit 82 Millionen Menschen auf 65 
Millionen schrumpfen und die Zahl der Erwerbstätigen 
von derzeit 45 auf 27 Millionen zurückgehen würde. Das 
bedeutet: Wirtschaft und Staat müssen sich in den nächs-
ten Jahren verstärkt um Einwanderung bemühen, um die-
ser demographischen Herausforderung zu begegnen. 

»Fit werden für Vielfalt« lautet – frei nach dem Autor 
und Migrationsforscher Mark Terkessidis – eine der zent-
ralen Entwicklungsaufgaben für Kommunen in der Ein-
wanderungsgesellschaft. Dabei sind viele konkrete Fra-
gen zu beantworten: Sind die Kommunen und ihre 
Verwaltungen weltoffen, sodass sie mit Menschen aus 
unterschiedlichen Herkunftsländern umgehen und kom-
munizieren können? Sind sie interkulturell kompetent? 
Sind sie bürgernah und serviceorientiert auch im Um-
gang mit Menschen verschiedenster Couleur? Spiegeln 
die öffentlichen Verwaltungen die Vielfalt wider, das 
heißt, arbeiten hier so viele Menschen aus Einwanderer
familien, wie es ihrem Anteil an der Bevölkerung ent-
spricht – und zwar nicht nur in der Pförtnerloge, sondern 
auch in den Leitungspositionen? Sind die Angebote, Wer-
bematerialien und Räumlichkeiten zielgruppengerecht?

Bei einer ehrlichen Bestandsaufnahme werden Kom-
munen viele dieser Fragen noch verneinen müssen. Aber 
es hat sich in den letzten Jahren schon einiges getan. Das 
Thema »Interkulturelle Öffnung der Verwaltung und Poli-
tik« steht in vielen Kommunen inzwischen auf der Tages-
ordnung. Gerade größere Städte sind hier bereits seit 
mehreren Jahren in der Offensive. Kampagnen wie in Ber-
lin (»Berlin braucht dich!«), Hamburg oder Bremen haben 
auch anderswo Schule gemacht. Inzwischen gilt es, die 
Zielsetzung »Fit für Vielfalt« auch für Neuzuwanderer 
weiterzuentwickeln. Schließlich liegt es auf der Hand: Die 
benötigten und umworbenen potenziellen Fachkräfte aus 
dem Ausland werden sich nur dann in Deutschland und in 
einer bestimmten Stadt niederlassen, wenn sie attraktive 
Arbeits- und Lebensbedingungen vorfinden. 

Städte wie Hamburg, Dresden, Stuttgart oder Essen 
sind auf einem guten Weg, ihre Ausländerbehörden neu 
aufzustellen und als »Welcome Center« zu profilieren. Das 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge fördert hierzu 
ein Projekt. In anderen Städten wie Arnsberg, Wuppertal 
und Hamm wurden Ausländerbehörden und Integrations-
ressorts bereits vor Jahren unter einer gemeinsamen 
Dachstruktur zusammengefasst, ebenfalls mit dem Ziel, 
besseren Service und kürzere Wege nach dem Prinzip 
»One-Stop-Shop« zu bieten. 

Aber es geht um viel mehr als um ein neues sympa
thisches Profil von Ausländerbehörden. Im Kern geht es 
um eine neue inklusive Haltung, die sich nicht nur auf 
neue Zuwanderer, sondern auch auf Menschen mit auslän-
dischen Wurzeln bezieht, die schon seit Langem in den 

Einleitung
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Kommunen ansässig sind. Und letztlich geht es um die 
Förderung der Teilhabe aller Menschen mit und ohne Mi-
grationshintergrund, die in einer Kommune leben. Die 
heute viel beschworene Willkommenskultur, die beson-
ders von der Wirtschaft wegen des drohenden Fachkräfte-
mangels gefordert wird, muss deshalb untrennbar einher-
gehen mit einer Anerkennungskultur im Sinne einer Kul-
tur der Teilhabe und Inklusion.

Wer eine Willkommens- und Anerkennungskultur in 
den Kommunen entwickeln will, stößt aber in breiten Tei-
len der Bevölkerung auf eine ambivalente Haltung gegen-
über Einwanderung. Die heftige Debatte über die ver-
meintliche Armutseinwanderung durch die Ausweitung 
der EU-Binnenmobilität auf Bulgarien und Rumänien so-
wie die Überforderung, die Kommunen in diesem Zusam-
menhang signalisieren, befördern nicht gerade eine »in-
klusive« Einstellung.

Unzweifelhaft brauchen Kommunen Unterstützung 
von den Ländern, dem Bund und auch der Europäischen 
Union, wenn sie die Herausforderungen der neuen gesell-
schaftlichen Realität und der weiteren Zuwanderung er-
folgreich gestalten wollen. Aber sie sind auch gefordert, 
eigene Lösungen und Initiativen zu entwickeln. Wir hof-
fen, dass unsere Publikation für Kommunen, die fit wer-
den wollen für Vielfalt, hilfreich ist.

Dr. Kirsten Witte
Director
Programm »LebensWerte Kommune«

Ulrich Kober
Director
Programm »Integration und Bildung«

»Dann lernen wir eben Fremdsprachen!  
Anspruch und Wirklichkeit der interkulturellen Öffnung deutscher Kommunalverwaltungen«
Dieses Seminar führten das Deutsche Institut für Urbanistik (difu) und die Bertelsmann Stiftung für Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer aus kommunaler Politik und Verwaltung durch. Es fand am 18./19. April 2013 in Berlin statt. Einige der Semi­
narbeiträge veröffentlichen wir in dieser Publikation.

Weitere Informationen unter:
www.difu.de/veranstaltungen/2013-04-18/dann-lernen-wir-eben-fremdsprachen.html
Ansprechpartner: 
Rüdiger Knipp
Telefon: 030/39001-242 
E-Mail: knipp@difu.de 
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»Ich möchte eine Perspektive in Deutschland haben und 
nicht in die Türkei gehen und sagen: ›Ich habe in Deutsch-
land gelebt, aber keine Arbeit bekommen, und deshalb 
komme ich jetzt hier hin.‹ Was ich gelernt habe, möchte 
ich weiterführen, und hoffe, dass es hier einige gibt, die 
uns die Chance geben, es zu etwas zu bringen. Wir wollen 
Deutschland helfen und nicht andersherum.«

Das waren die abschließenden Worte einer jungen Be-
rufskollegschülerin mit türkischem Migrationshinter-
grund auf der Tagung »Gleichbehandlung und Antirassis-
mus in Betrieb und Verwaltung« des Vereins »Mach mei-
nen Kumpel nicht an!« e.V. im Dezember 2012 in Essen 
(Tagungsdokumentation 2012: 16). Das Auftreten der jun-
gen Frau war beeindruckend, offenbart das Statement 
doch zweierlei: Es gibt die gut integrierten und integrati-
onswilligen jungen Menschen, die sich mit Deutschland 
identifizieren, und diese Menschen sind davon abhängig, 
dass man ihnen in Deutschland auf dem Arbeitsmarkt 
eine Chance gibt. Ohne diese Offenheit geht es nicht! In 
der Aussage der jungen Frau schimmert außerdem das 
Potenzial durch, das im Rahmen von interkultureller Öff-
nung gehoben werden soll. Es geht darum, Menschen mit 
Migrationshintergrund die Teilhabe in den staatlichen 
und kommunalen Institutionen zu ermöglichen. Es geht 
auch um das Recht auf echte Teilhabe und Gleichstellung 
in unserer Gesellschaft. 

Eine Person, die nicht nur keinen Zweifel daran lässt, 
dass sie trotz (oder gerade wegen) ihrer Zuwanderungs-
biografie gewillt ist, sich für das Land, in dem sie sich 
beheimatet fühlt, einzusetzen, sondern auch selbstbe-

wusst ihre gleichberechtigte Stellung einfordert, ist ein 
Rollenvorbild, mit dem sich auch die öffentliche Verwal-
tung auseinanderzusetzen hat: Verwaltung muss sich an-
gesichts der Entwicklungen an eine von Vielfalt getragene 
Lebenswelt gewöhnen und anpassen, um funktionstüch-
tig und modern zu bleiben. Denn was kann überzeugen-
der sein, als sich um Menschen jeder Couleur zu bemühen 
und so dafür zu sorgen, dass sie das Verwaltungsbild ak-
tiv prägen und es mit verändern? 

Das Zitat der Schulabgängerin bringt uns mitten ins 
Thema. Es zeigt die Notwendigkeit von interkultureller 
Öffnung in Kommunen, deutet die Zielrichtung und Kom-
plexität, aber auch mögliche Hemmnisse an, die im Fol-
genden beleuchtet werden sollen. 

In diesem Beitrag soll verdeutlicht werden, in welchem 
Kontext das Thema »Interkulturelle Öffnung von Kommu-
nen« zu betrachten ist. Interkulturelle Öffnung ist ein 
Baustein integrationspolitischer Bemühungen. Er ist ver-
flochten mit vielfältigen Aufgaben und Ansätzen im poli-
tischen und kommunalen Kontext. Außerdem ist es not-
wendig zu differenzieren – die Kommune gibt es nicht. 
Für eine Kleinstadt bedeutet interkulturelle Öffnung et-
was anderes als für einen Landkreis oder eine Großstadt. 
Wenn wenige Menschen mit Migrationshintergrund in 
einer Kommune leben, sind die politischen und struktu-
rellen Bedingungen und Prozesse andere als bei einem 
Anteil von 30 Prozent Migrantinnen und Migranten an 
der Stadtbevölkerung. Ansprüche und Wirklichkeit sowie 
die Wirksamkeit von Konzepten und Angeboten in Kom-
munen müssen fairerweise differenziert betrachtet wer-
den, wenn man einschätzen will, wie weit Kommunen 
bereits sind.

Am Ende dieses Beitrags werden die schon existieren-
den Ansätze und konkreten Ausgestaltungsformen in 
Kommunen herausgestellt. Dabei bewegen sich die Aktivi-
täten zuweilen auf einem schmalen Grat zwischen politi-
scher Rechtfertigung und tatsächlicher Gestaltung. Das 
heißt: Kommunen müssen sich vor dem Hintergrund der 
bisherigen Erfahrungen mit interkultureller Öffnung kri-
tisch fragen, ob die eigenen Bemühungen überwiegend 
den Charakter von Lippenbekenntnissen haben – wo-
durch zwar politisch korrekte, aber oft wenig nachhaltige 
Signale gesetzt werden –, oder ob sie im Rahmen ihrer 
Möglichkeiten vor Ort glaubwürdige und effiziente Wege 
beschreiten, um Menschen mit Migrationshintergrund in 
die Verwaltung zu bringen.

Von der Theorie zur Praxis: Interkulturelle Öffnung von 
Kommunen und öffentlicher Verwaltung

Martina Eckert
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Der Kontext interkultureller Öffnung

Um Theorie und Praxis, also Anspruch und Wirklichkeit 
interkultureller Öffnung auf Kommunalebene, zu verglei-
chen, sind der historische und politische Kontext sowie 
die sich daraus ergebenden Zielsetzungen, Handlungsfel-
der und Forderungen für und an die interkulturelle Öff-
nung der Kommunen relevant. Unter »Theorie« werden 
hier alle politischen, gesetzlichen und modellhaften Vor-
stellungen und Rahmenbedingungen gefasst, die in den 
letzten fünf bis acht Jahren im Rahmen von Integration 
formuliert worden sind. Nur in der Gesamtschau der For-
derungen und Regelungen erklären sich auch die Zielset-
zung und die praktische Ausgestaltung von Maßnahmen 
zur interkulturellen Öffnung in Kommunen. 

Infolge des Zuwanderungsgesetzes aus dem Jahr 2005 
haben die Integrationspolitik und damit die Integrations-
bemühungen auf der politischen und gesellschaftlichen 
Ebene wesentlich an Bedeutung gewonnen. Erst seit Mitte 
der 2000er-Jahre gibt es in Deutschland eine klar formu-

lierte Migrations- und Integrationspolitik. In diesem Zu-
sammenhang wird auch gern von einer Neuorientierung 
gesprochen. Dass in der Zeit zuvor Integrationsbemühun-
gen nur einer schleppenden Dynamik unterworfen waren, 
hat zum Teil damit zu tun, dass man jahrzehntelang mit 
der Frage gerungen hat, ob Deutschland ein Einwande-
rungsland ist oder nicht. 

Im Jahr 2007 haben Bund, Länder und Kommunen erst-
mals im Nationalen Integrationsplan ein gemeinsames Be-
kenntnis zu einer offensiven Integrationspolitik abgege-
ben. So hat sich die Bundesvereinigung der kommunalen 
Spitzenverbände 2007 dazu verpflichtet, kommunale Inte-
grationsprozesse und Integrationsbemühungen forciert 
fortzusetzen und zu verstärken. Ihre Handlungsempfeh-
lung enthält zehn Punkte, von denen sich einer explizit auf 
interkulturelle Öffnung bezieht. Der Nationale Integrati-
onsplan und der Nationale Aktionsplan mit den Hand-
lungsempfehlungen der kommunalen Spitzenverbände 
sind inzwischen Basis für die meisten Integrationskon-
zepte und Handlungsfelder von Kommunen und Behörden.

Tabelle 1: Handlungsempfehlungen der kommunalen Spitzenverbände, 2007 

  1.  Integration als kommunale Querschnittsaufgabe •  Integration eine hohe kommunalpolitische Bedeutung beimessen
•  Integration als ressortübergreifende Aufgabe verankern und entsprechend ansiedeln
•  eine kommunale, den örtlichen Bedürfnissen angepasste Gesamtstrategie entwickeln

  2.  Unterstützung lokaler Netzwerke •  sich für eine starke Vernetzung der gesellschaftlichen Akteure einsetzen
•  �als zentraler Akteur zur Koordination und Abstimmung verschiedener Integrationsbemühungen auftreten

  3.  Interkulturelle Öffnung der Verwaltung •  Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund in den Verwaltungen erhöhen
•  Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Bereich der interkulturellen Kompetenz fortbilden

  4. � Gesellschaftliche Integration durch Partizipation  
und bürgerschaftliches Engagement

•  bürgerschaftliches Engagement von und für Migrantinnen und Migranten unterstützen
•  �sich an den Entscheidungs- und Gestaltungsprozessen in den unterschiedlichen Bereichen des sozialen 

und politischen Lebens beteiligen

  5.  Sprache und Bildung •  Zuwanderer bei der Wahrnehmung von Bildungsangeboten unterstützen
•  Bildungsangebot durch kommunale Maßnahmen ergänzen
•  Maßnahmen des Landes und des Bundes vernetzen

  6.  Berufliche Integration •  Maßnahmen zur beruflichen Integration als Träger von Aufgaben im SGB II unterstützen
•  als Arbeitgeberin bzw. Arbeitgeber einen unmittelbaren Beitrag zur beruflichen Integration leisten 

  7.  Sozialräumliche Integration •  das Zusammenleben zwischen Bevölkerungsgruppen durch Quartiersmanagement verbessern
•  die Lebensqualität durch niedrigschwellige soziale und kulturelle Angebote stärken
•  �von Förderinstrumenten zur Stärkung benachteiligter Quartiere (z. B. Bund-Länder-Programm)  

Gebrauch machen

  8.  Förderung lokaler ethnischer Ökonomie •  der Bedeutung ethnischer Ökonomie im Rahmen der Wirtschaftsförderung Rechnung tragen
•  �bei Bevölkerung und Verwaltung das Bewusstsein für das Potenzial ethnischer Ökonomie wecken  

und nutzen

  9. � Stärkung des Engagements gegen  
Fremdenfeindlichkeit

•  extremistische und fremdenfeindliche Bestrebungen bekämpfen
•  örtliche Netzwerke gegen Extremismus und für Toleranz unterstützen

10.  Information und Evaluation •  über die vor Ort verfügbaren Integrationsangebote informieren
•  Integrationsbemühungen dokumentieren und evaluieren, ggf. optimieren

Quelle: angelehnt an Bundesvereinigung der kommunalen Spitzenverbände 2007
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Zum relevanten Rahmen für Integration gehören auch In-
itiativen auf Bundes- und Landesebene – wie jüngst die 
Landesinitiative »Mehr Migrantinnen und Migranten in 
den öffentlichen Dienst. Interkulturelle Öffnung der Lan-
desverwaltung NRW« sowie entsprechende Landesge-
setze: etwa das »Gesetz zur Regelung von Partizipation 
und Integration in Berlin« vom Dezember 2010 oder das 
»Gesetz zur Förderung der gesellschaftlichen Teilhabe 
und Integration in Nordrhein-Westfalen« vom Februar 
2012. 

So sind in §  4 des Berliner Gesetzes, »Gleichberech-
tigte Teilhabe und interkulturelle Öffnung«, unter ande-
rem die konkreten Ziele ausgeführt. Es werden Zielwerte 
angegeben und im Benchmarking ist bereits ein Integrati-
onsmonitoring angelegt: 

»§ 4, (4) Der Senat strebt die Erhöhung des Anteils der 
Beschäftigten mit Migrationshintergrund entsprechend 
ihrem Anteil an der Bevölkerung an. Bei Stellenausschrei-
bungen ist darauf hinzuweisen, dass Bewerbungen von 
Menschen mit Migrationshintergrund, die die Einstel-
lungsvoraussetzungen erfüllen, ausdrücklich erwünscht 
sind. 

(5) Der Senat legt Zielvorgaben zur Erhöhung des An-
teils der Beschäftigten mit Migrationshintergrund und 
Maßnahmen zur interkulturellen Öffnung fest. Eine Über-
prüfung der Zielerreichung erfolgt über ein einheitliches 
Benchmarking. In der regelmäßigen Berichterstattung 
über die Personalentwicklung des öffentlichen Dienstes 
und der juristischen Personen des Privatrechts, an denen 
das Land Berlin Mehrheitsbeteiligungen hält, wird die 
Entwicklung des Anteils von Menschen mit Migrations-
hintergrund ausgewiesen« (Der Beauftragte des Senats 
für Integration und Migration 2010).

Das Land Nordrhein-Westfalen regelt in §  6 seines 
Teilhabe- und Integrationsgesetzes die interkulturelle 
Öffnung der Landesverwaltung: 

»§ 6, (1) Die Landesverwaltung wird zur Stärkung ih-
rer Handlungsfähigkeit im Umgang mit der Vielfalt in der 
Gesellschaft interkulturell weiter geöffnet. Das erfolgt 
durch Maßnahmen zur 
1. Erhöhung des Anteils der Menschen mit Migrationshin-
tergrund im öffentlichen Dienst und 
2. gezielten Förderung der interkulturellen Kompetenz 
der Bediensteten der Landesverwaltung« (Ministerium 
für Inneres und Kommunales des Landes Nordrhein-
Westfalen 2012).

Das Gesetz regelt ferner konkrete Zuständigkeiten für 
verschiedene Akteure und sieht beispielsweise die Ein-
richtung Kommunaler Integrationszentren (KIZ) vor. In 
die Zuständigkeiten der KIZ fallen Aktivitäten in den Be-
reichen »Bildung« und »Koordination von Aktivitäten von 
Ämtern und freien Trägern«.

Vor dem Hintergrund entsprechender Rahmenbedin-
gungen sind in vielen Kommunen Beratungs- und Stabs-
stellen für Integration entstanden. Es wurden Integrati-
onskonzepte erarbeitet und Integrationsbeauftragte be-
stellt, die im optimalen Fall einen unmittelbaren Zugang 
zur Verwaltungsspitze oder Anhörungsrechte in den 
kommunalpolitischen Gremien und Ausschüssen haben 
oder durch Stadtratsvorlagen die Förderung und Umset-
zung von Aufgaben voranbringen können. Allerdings ist 
offensichtlich, dass diese Strukturen in einem erhebli-
chen Maß von weiteren Variablen abhängig sind, etwa von 
der Gemeindegröße oder dem Anteil der Migrantinnen 
und Migranten in der Kommune. Hieraus erklärt sich un-
ter anderem die Unterschiedlichkeit der ostdeutschen und 
der westdeutschen Situation. 

Zweifellos ist die Schlussfolgerung gerechtfertigt: Je 
bewusster, systematischer und besser insgesamt in einer 
Kommune für Integration auf verschiedenen Ebenen ge-
worben und institutionell gesorgt wird, desto besser ste-
hen auch die Chancen für eine interkulturelle Öffnung 
der Verwaltung. Denn dann erst wird Integration als 
Querschnittsaufgabe verstanden. Es hat sich in der Praxis 
zudem als wirkungsvoll erwiesen, Integration in einer 
Kommune zur Chefsache zu erklären – damit wachsen in 
der Regel das Commitment unter den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern sowie das öffentliche Bekenntnis. Unter 
dem Druck der Demographie sind in den letzten Jahren 
Integrationserfolge schneller und nachhaltiger erzielt 
worden als früher. 

Interkulturelle Öffnung in den Kommunen zielt grund-
sätzlich darauf ab, 

•• 	den Anteil von Migrantinnen und Migranten in der 
Verwaltung zu erhöhen und 

•• 	die interkulturelle Kompetenz der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter zu vergrößern. 

Die interkulturelle Kompetenz der Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter ist nicht unabhängig von der Anzahl der Men-
schen mit Migrationshintergrund in der Kommune – in-
terkulturelle Begegnungssituationen machen interkultu-
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relle Kompetenz notwendig. Und: Je mehr Menschen mit 
Migrationshintergrund in der Verwaltung arbeiten, desto 
eher lässt sich eine Erhöhung der interkulturellen Kompe-
tenz durch alltägliches Erleben eines vielfältigen Mitein-
anders lernen und sicherstellen. Solange dies noch nicht 
erreicht ist, sind Angebote der Fort- und Weiterbildung 
äußerst wichtig – vor allem in Kommunen, in denen es 
aufgrund der Bevölkerungsstruktur zu einer intensiven 
interkulturellen Begegnung in den Ämtern kommt. Die 
Fortbildungsangebote der ersten Generation sind noch oft 
defizitorientiert – das muss aufgehoben werden.

Für die beiden oben genannten Ziele müssen Voraus-
setzungen erfüllt sein:

•• Die Zugangschancen zur Kommunalverwaltung müssen 
für Menschen mit Migrationshintergrund erhöht wer-
den. Positiv wirken sich hier allgemeine Bedingungen 
für und Bemühungen um Integration aus. Je intensiver 
und frühzeitiger etwa eine Kommune im Bildungs- 
und Kulturbereich an der Aufhebung sogenannter Dis-
paritäten mitarbeitet (also Ungleichheit bearbeitet), 
desto eher können langfristig strukturell bedingte 
Hürden (z. B. Unterschiede bei den Schulabschlüssen, 
bei Bewerbungsverfahren) überwunden werden. 
Hierzu gehören beispielsweise niedrigschwellige An-
gebote, die die Sprachkompetenzen von Erwachsenen 
und Kindern erhöhen oder die die interkulturelle Be-
gegnung und damit Vernetzung ermöglichen. 

•• Die Verwaltung muss sich als Organisation für die Inte-
gration von Menschen mit Migrationshintergrund selbst 
qualifizieren. Das bedeutet, die Organisation selbst hat 
sich im Sinne einer Willkommenskultur mit dem An-
gebot der aktiven Teilhabe an städtischen Entschei-
dungen und Gestaltungsprozessen zu öffnen. Hierzu 
gehört, dass etwa im Personalbereich dafür gesorgt 
wird, dass die Potenziale von Menschen mit Migrati-
onshintergrund angemessen erfasst, wertgeschätzt 
und nachgefragt werden.
Unter Umständen sind Personalauswahlverfahren zu 
überdenken oder neue Wege der Ansprache zu wäh-
len, die speziell Menschen mit Migrationshintergrund 
erreichen und das Interesse an Verwaltung wecken 
bzw. erhöhen. Beispielsweise ist es immer noch nicht 
üblich, dass Stellenanzeigen im Ausbildungsbereich 
in türkischsprachigen Zeitungen erscheinen, obwohl 
bekannt ist, dass Eltern für die Berufswahl eine zent-
rale Rolle spielen.

•• Kommunen müssen den Mehrwert von interkultureller 
Öffnung an sich erkennen und diese wollen. Das bedeu-
tet, sie müssen sich selbst verpflichten, ein Commit-
ment ausbilden. Dieser Punkt ist besonders schwer in 
Kommunen zu vermitteln, in denen der Anteil der Mi-
grantinnen und Migranten relativ gering ist, diese 
also quantitativ als Minderheit wahrgenommen wer-
den. Sehr häufig wird dort interkulturelle Öffnung 
nicht für prioritär gehalten, weil es angeblich keine 
Probleme gibt oder der gesamtgesellschaftliche Nut-
zen einer gleichberechtigten Teilhabe nicht im Vorder-
grund steht. 

Vor dem Hintergrund dieser drei Perspektiven geht es bei 
der interkulturellen Öffnung folglich um mehr als um die 
Öffnung einer Institution für eine Minderheit, die man für 
den Fortbestand der Arbeitsfähigkeit benötigt. Es geht 
vielmehr um eine grundsätzliche soziale Öffnung zur 
Durchsetzung von allgemeiner Chancengleichheit und 
von Zugangsmöglichkeiten in einer Institution, die Vor-
bildcharakter hat. Wünschenswert sind für ein solches 
Verständnis ganzheitliche Konzeptionen und ein struktu-
riertes und zielführendes Vorgehen, das in der Regel in 
ein entsprechendes Leitbild eingebettet ist. Letzteres 
kann eine Kommune auch entwickeln und leben, wenn 
dort wenige Migrantinnen und Migranten beheimatet 
sind. 

Differenzierung ist notwendig

Bei genauer Betrachtung zeigt sich: Trotz klar definierter 
Ansprüche und konkret formulierter Ziele und Hand-
lungsfelder ist es unrealistisch, eine entsprechende Pra-
xis in allen Kommunen vorauszusetzen. Dazu einige Zah-
len und Thesen; die Daten stammen im Wesentlichen aus 
einer Studie zum Stand der Integrationspolitik in Deutsch-
land aus dem Jahr 2012 (BMVBS 2012): 
1. Von der Gemeindegröße ist es abhängig, welche Bedeu-
tung der Integration von Menschen mit Migrationshinter-
grund beigemessen wird. Vorausgesetzt werden kann fer-
ner: Je geringer die Bedeutung von Integration, desto we-
niger ganzheitlich gestaltet sich das integrationspolitische 
Herangehen und desto träger werden sich wahrscheinlich 
auch Aspekte der interkulturellen Öffnung gestalten. 
Dass Kleinstädte bzw. Gemeinden Integrationsbemühun-
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gen eher weniger kommunalpolitische Bedeutung zu-
schreiben, hängt mit drei Variablen zusammen: dem Mig-
rationsanteil in der Kommune, der Abhängigkeit von der 
integrationspolitischen Ausrichtung in den Landkreisen 
und der Ausdünnung von Integrationsangeboten auf-
grund mangelnder Ressourcen. 

Der Anteil von Menschen mit Migrationshintergrund 
lag beim Mikrozensus 2009 in Kleinstädten bei 5,9 Pro-
zent, in Mittelstädten bei 30,3 Prozent und in Großstädten 
bei 44,3 Prozent. 

Aufgrund der starken Abhängigkeit lokaler Politikbe-
reiche in kleinen Kommunen von Landkreisen (auf Land-
kreisebene gibt es, sofern diese eingerichtet wurden, in 

der Regel zentrale Stabsstellen für Integration) und feh-
lender personeller Ressourcen erklärt sich, dass in klei-
nen Kommunen beispielsweise die Handlungsempfehlun-
gen der kommunalen Spitzenverbände weniger bekannt 
sind (53,3 %) als in Großstädten (96,9 %) und Mittelstädten 
(67,6 %). 

Folglich existieren auch in den größeren Kommunen 
(in Großstädten zu 89,2 %, in Mittelstädten zu 44,4 %) mehr 
Gesamtstrategien zur Integration als in Kleinstädten und 
Gemeinden (zu 11,9 %), sodass eine systematische Steue-
rung erschwert ist. Diese Situation ist unter dem Aspekt 
des demographischen Wandels fatal, da vor allem klein-
städtische Regionen (besonders im Osten Deutschlands) 
stark von Schrumpfungsprozessen betroffen sind und man 
sich bei wachsender Überalterung künftig vermehrt auch 
um Menschen mit Migrationshintergrund auf dem Arbeits-
markt bemühen muss (z. B. im Gesundheitsbereich).

2. Kommunen, deren Stadtbevölkerung stark interkultu-
rell durchmischt ist, sind auch für die interkulturelle Öff-
nung eher offen (Abbildungen 3 und 4). Bei Durchsicht der 
Integrationskonzepte finden sich dort in der Regel ent-
sprechende Maßnahmen. Bisweilen ordnen aber politi-
sche Akteure in Regionen mit einem geringen Anteil von 
Migrantinnen und Migranten interkulturelle Öffnung all-
gemeinen Integrationsbemühungen unter, die dann als 
notwendiges Pflichtprogramm anerkannt werden. Dies 
zeigt zum Beispiel das Integrationskonzept des Freistaa-
tes Sachsen. »Das Ziel der interkulturellen Öffnung wird 
durch die frühkindliche, schulische und berufliche Bil-
dung der Kinder und Jugendlichen von Migranten sowie 

Abbildung 1: Die Bedeutung der Integration von Menschen 
mit Migrationshintergrund – Einschätzung von Kommunen 
nach Gemeindegröße
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Quelle: BMVBS 2012, eigene Darstellung

Abbildung 2: Bevölkerung mit Migrationshintergrund nach 
Gemeindegröße
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Abbildung 3: Bedeutung der interkulturellen Öffnung in 
Kommunen nach Gemeindegrößen
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